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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Veranlagung von Brennereien zum Brenn- 
recht im Betriebs] ahr 1972/73 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen landwirt- 
schaftlichen Alkoholerzeuger und Verbesserung ihrer Betriebs- 
struktur im Hinblick auf die kommende Regelung des Alkohol- 
marktes in der EWG. 


B. Lösung 

1. Vorziehen des Stichtages der betriebsfähigen Herrichtung 
von Brennereien für die Brennrechts Veranlagung 1972/73, um 
den spekulativen Hinzutritt weiterer Brennereien kurz vor 
der Brennrechtsveranlagung auszuschließen. 

2. Verbesserung und Vereinfachung der Übertragungsmöglich- 
keiten von Brennrechten, um die Bildung wettbewerbs- 
fähiger Betriebsgrößen zu fördern. 

3. Einbeziehung der landwirtschaftlichen Brennereien mit 
Brennrecht in die bisher nur für Verschlußkleinbrennereien 
und Abfindungsbrennereien geltende Stillegungsregelung 
nach § 117 des Gesetzes über das Branntweinmonopol. 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird unmittelbar nicht mit Kosten belastet. 
Der Mehraufwand für die Stillegungsbeihilfen nach § 117 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol ist schwer abzuschätzen 
und wird aus Mitteln des Branntweinmonopols bestritten. Er 
wird auf insgesamt 1 Million Deutsche Mark geschätzt und in 
den Jahren 1972 bis 1974 in Teilbeträgen anfallen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. März 1972 

1/4 (IV/4) — 523 16 — Br 3/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Veranlagung von Brennereien zum 
Brennrecht im Betriebsjahr 1972/73 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 377. Sitzung am 3. März 1972 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Veranlagung von Brennereien zum Brennrecht im 

Betriebs jahr 1972/73 


Artikel 1 

(1) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 32, 
33 und 33 a des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol vom 23. De- 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), in Ver- 
bindung mit § 19 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 der Anlage 1 
der Grundbestimmungen vom 12. September 1922 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 707) — der 
Brennereiordnung — , zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Brennereiordnung 
vom 6. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 572), wer- 
den im Betriebs jahr 1972/73 nur landwirtschaft- 
liche Brennereien zum Brennrecht veranlagt, die bis 
zum 31. März 1972 betriebsfähig hergerichtet sind. 

(2) Die Veranlagung nach § 33 Abs. 3 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol (Nach Veranla- 
gung) wird auf landwirtschaftliche Brennereien be- 
schränkt, Die dazu erforderlichen Voraussetzun- 
gen (§ 33 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol) müssen bis zum 31. März 1972 vor- 
liegen. 

(3) Hat die landwirtschaftliche Nutzfläche der 
Brennereigüter von Brennereien, die nach Absatz 1 
zum Brennrecht veranlagt werden können, zuvor 
ganz oder teilweise zu einem Brennereigut einer 
Kartoffelgemeinschaftsbrennerei (§ 25 a Abs. 1 des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol) gehört, so 
ist diese Nutzfläche bei der Bemessung des Brenn- 
rechts insoweit nicht zu berücksichtigen. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für die 
Veranlagung von landwirtschaftlichen Brennereien 
(§ 25 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
nach den Absätzen 1 und 2 im Betriebs] ahr 1972/73 
Vereinfadiimgen zuzulassen, die den für Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennereien geltenden Bemessungs- 
maßstäben und dem Festsetzungsverfahren (§ 33 a 
Abs. 1 Sätze 2 bis 5 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol) entsprechen. 

(5) In Ausnahmefällen können Kartoffelgemein- 
schaftsbrennereien, die in der Zeit vom 1. April 1972 
bis 31. März 1973 betriebsfähig hergerichtet werden, 
noch zum Brennrecht veranlagt werden, wenn ein 
besonderes agrarwirtschaftliches Bedürfnis für die 
Errichtung dieser Brennereien vorliegt. Die Summe 
der Brennredite darf insgesamt 15 000 Hektoliter 
Weingeist nicht überschreiten. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten stellt 


nach dem 31. März 1972 unter Beachtung dieser 
Weingeistmenge durch besonderen Anerkennungs- 
bescheid fest, welche Kartoffelgemeinschaftsbrenne- 
reien nach Maßgabe des agrarwirtschaftlichen Be- 
dürfnisses ihrer Mitgliedsbetriebe für eine Veranla- 
gung zum, Brennrecht in Betracht kommen. 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 12. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 129) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Zahl „1500" 
durch die Zahl „3000" und die Zahl „1200" 
durch die Zahl „2000" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Jahreszahl „1972" ge- 
ändert in „1974". 


2. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

(1) Brennrechte betriebsfähiger Brennereien 
können vom Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen oder der von ihm bestimmten Stelle auf 
Antrag mit Beginn des folgenden Betriebs] ahres 
auf andere Brennereien gleicher Brennereiklasse 
(§ 24 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
mit einem Brennrecht gleicher Geltung über- 
tragen werden. Anträge können nur bis zum 
30. September 1974 gestellt werden. 

(2) Brennrechte landwirtschaftlicher Einzel- 
brennereien dürfen durch Übertragung auf nicht 
mehr als 1200 Hektoliter Weingeist, Brennrechte 
von Gemeinschaftsbrennereien, die unter den be- 
sonderen Bedingungen des § 25 a Abs. 1 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol betrieben 
werden, auf nicht mehr als 3000 Hektoliter Wein- 
geist, Brennrechte anderer landwirtschaftlicher 
Gemeinschaftsbrennereien auf nicht mehr als 
2000 Hektoliter Weingeist und Brennrechte ge- 
werblicher Kornbrennereien auf nicht mehr als 
4000 Hektoliter Weingeist erhöht werden. 

(3) Die abgebende Brennerei erlischt im Zeit- 
punkt der Übertragung. Mit ihrer Betriebseinrich- 
tung darf auf dem bisherigen Brennereigrund- 
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stück eine Brennerei nicht mehr betrieben wer- 
den." 

Artikel 3 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 23. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2137), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1 . Es wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der Bundesminis Lei füi 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverordnung 
zulassen, daß landwirtschaftliche Brennereien 
Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme nach den Vorschriften 
dieser Marktorganisationen waren." 

2. § 32 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und 
Gemüse zu erleichtern, kann der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung zulassen, daß Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien Stoffe verarbeiten dürfen, die Gegenstand 
einer Interventionsmaßnahme nach den Vor- 
schriften dieser Marktorganisationen waren." 

4. Im Vierten Abschnitt wird die Überschrift „Über- 
tragung des Brennrechts" gestrichen. 

5. Es wird folgender § 42 eingefügt: 

„§ 42 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Wein und für Obst und Ge- 
müse zu erleichtern, kann der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß die Herstellung von 
Branntwein aus Stoffen, die Gegenstand einer 
Interventionsmaßnahme nach den Vorschriften 
dieser Marktorganisationen waren, nicht auf das 
Jahresbrennrecht (§ 40), die Abschnittsweingeist- 
menge (§ 41) oder die monopolbegünstigte Er- 
zeugungsgrenze bei Obstgemeinschaftsbrenne- 
reien (§ 37 Abs. 2) angerechnet wird, wenn der 
Branntwein an die Bundesmonopolverwaltung 
abgeliefert wird. Diese Maßnahme ist nur dann 
zulässig, wenn monopolwirtschaftliche Gründe, 
insbesondere die Branntweinabsatz- und -be- 


standslage bei der Bundesmonopolverwaltung, 
nicht entgegenstehen." 

6. In § 60 wird in Satz 1 das Wort „Reichsmonopol- 
verwaltung" durch „Bundesmonopolverwaltung" 
ersetzt. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesmonopolverwaltung stellt kostenlos 
die Versandgefäße." 

7. § 61 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 61 

(1) Der Brennereibesitzer hat den abgenom- 
menen Branntwein aufzubewahren und ihn un- 
verzüglich auf Kosten der Bundesmonopolver- 
waltung an den ihm bezeichneten Monopol- 
betrieb mit der Eisenbahn zu versenden Es kann 
ihm auch aufgegeben oder gestattet werden, den 
Branntwein gegen Beförderungsentgelt anzu- 
liefern. 

Auf Verlangen hat der Brennereibesitzer den 
Branntwein auf der Güterstelle in Eisenbahn- 
kesselwagen umzufüllen und die dafür erforder- 
lichen Einrichtungen zu stellen. 

(2) Die zur Beförderung des abgenommenen 
Branntweins bestimmten Versandgefäße werden 
dem Brennereibesitzer frachtfrei zugesandt. In 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 hat der Bren- 
nereibesitzer die Versandgefäße gegen Beför- 
derungsentgelt beim Monopolbetrieb abzuholen. 

(3) Der Brennereibesitzer haftet während der 
Dauer der Aufbewahrung für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Brannt- 
weins eintritt. Befördert er den Branntwein 
selbst, so endet seine Haftung mit der Übernahme 
des Branntweins durch den neuen Warenführer 
oder den Empfänger. Er wird von der Haftung 
frei, wenn durch von ihm nicht verschuldete Vor- 
gänge Branntwein vernichtet worden oder un- 
brauchbar geworden ist. 

(4) Soweit der Brennereibesitzer Beförde- 
rungsleistungen erbringt, kann der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und Finanzen durch Rechts- 
verordnung in Anlehnung an die geltenden 
Frachttarife, insbesondere den Deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarif, den Reichskraftwagentarif und 
den Güternahtarif, ein angemessenes Beförde- 
rungsentgelt festsetzen." 

8. § 117 erhält folgende Fassung: 

.§ 117 

(1) Besitzern von Verschlußkleinbrennereien, 
Abfindungsbrennereien und landwirtschaftlichen 
Brennereien mit Brennrecht, ausgenommen Kar- 
toffelgemeinschaftsbrennereien, zahlt die Bun- 
desmonopolverwaltung nach Abmeldung ihrer 
Brennerei und Entfernung der Brenngeräte auf 
Antrag eine Beihilfe. Sie bemißt sich nach der 
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Weingeistmenge, die der Brennereibesitzer in 
den letzten 10 Betriebs] ahren oder im Falle einer 
kürzeren Betriebsdauer seit Betriebsbeginn bis 
zur Abmeldung auf eigene Rechnung im Jahres- 
durchschnitt erzeugt hat. Sie beträgt 40 Deutsche 
Mark je Liter Weingeist, bei Brennereien mit 
einer Erzeugungsgrenze von 50 Litern Weingeist 
80 Deutsche Mark je Liter Weingeist, mindestens 
aber 1000 Deutsche Mark und höchstens 10 000 
Deutsche Mark. 

(2) Die Abmeldung einer Brennerei nach Über- 
tragung ihrer monopolbegünstigten Erzeugungs- 
grenze oder ihres Brennrechts begründet keinen 
Anspruch nach Absatz 1. Anstelle von Brenne- 
reien, für die nach Absatz 1 eine Beihilfe gezahlt 
worden ist, dürfen andere Brennereien nicht er- 
richtet werden. 

(3) Anträge auf Beihilfe können nur bis zum 
30. September 1974 gestellt werden." 

9. § 154 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. Der bis- 
herige Satz 4 wird Satz 3, am Ende des Satzes 


werden die Worte „ab Entstehung der Mono- 
polausgleichschuld" angefügt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 2 und 3. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten auch im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Nach § 32 Abs. 1 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzblatt 
I S. 335, 405) können jeweils innerhalb eines 
Zeitraums von 10 zu 10 Jahren neu entstandene oder 
bisher ohne Brennrecht betriebene landwirtschaft- 
liche Brennereien und Obstbrennereien im Wege der 
Veranlagung ein Brennrecht erhalten. Die nächste 
Brennrechtsveranlagung findet im Betriebsjahr 
1972/73 (1. Oktober 1972 bis 30. September 1973) 
statt. Voraussetzung für die Veranlagung ist, daß 
die zu veranlagende Brennerei zuvor betriebsfähig 
hergerichtet sein muß. Stichtag für Kartoffelgemein- 
schaftsbrennereien ist der 31. März 1973; für sonstige 
Brennereien, die eine Brennrechtsveranlagung er- 
streben, endet die Frist zur betriebsfähigen Herrich- 
tung mit Ablauf des Betriebsjahres 1971/72 (30. Sep- 
tember 1972). 

Die kommende Brennrechtsveranlagung ist mit einer 
Reihe von Unsicherheitsfaktoren behaftet, die sich 
aus der noch ausstehenden Regelung des Agrar- 
alkoholmarktes innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ergeben. Es läßt sich zur Zeit 
nicht übersehen, ob und inwieweit dabei wesentliche 
Elemente des deutschen Branntweinmonopols, wie 
z. B. das Brennrecht oder die Gestaltung der Brannt- 
weinübernahmepreise, in die gemeinsame Alkohol- 
marktordnung Eingang finden. Es muß jedoch in 
Betracht gezogen werden, daß die gemeinsame 
Marktregelung für die deutschen Branntweinerzeu- 
ger Veränderungen gegenüber der bisher geltenden 
nationalen Marktregelung des Branntweinmonopols 
mit sich bringen kann. Zu den Risiken, die sich für 
die deutsche Branntweinwirtschaft ergeben werden, 
kann dann u. a. auch die Entwertung der Brennrechte 
gehören, falls die Agraralkoholerzeugung im Ge- 
meinsamen Markt nach anderen Kriterien geregelt 
werden sollte. Wegen der erheblichen Investitionen, 
die erforderlich sind, um eine Brennerei zu errichten, 
erscheint dieses Risiko besonders hoch. 

Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß die Erzeugung 
von Agraralkohol (ablieferungspflichtiger Brannt- 
wein) im Monopolgebiet durch die Absatzmöglich- 
keiten der Bundesmonopolverwaltung begrenzt wird. 
Da die Alkoholerzeugung deshalb nicht beliebig ge- 
steigert werden kann, muß das Hinzutreten neuer 
Brennereien im Wege der Veranlagung unausweich- 
lich zu Einschränkungen der Erzeugung bei bereits 
vorhandenen Brennereien führen. Eine solche Ent- 
wicklung wiederum führt zwangsläufig zu einer un- 
günstigen Betriebsstruktur, so daß die Wettbewerbs- 
chancen der deutschen Branntweinerzeuger im Ge- 
meinsamen Markt von vornherein nur gering sein 
würden. 

Bei dieser Ausgangssituation erscheint es daher ge- 
boten, die Brennrechtsveranlagung 1972/73 dadurch 


einzuschränken, als der Stichtag für die betriebs- 
fähige Herrichtung der zu veranlagenden Brenne- 
reien vorgezogen wird. Dadurch wird die Veranla- 
gung von Brennereien, die seit langem geplant sind 
und kurz vor der Vollendung stehen oder schon als 
brennrechtslose Brennereien betrieben werden, nicht 
beeinträchtigt. Dagegen wird die kurzfristig — oft 
aus spekulativen Gründen — geplante Errichtung 
einer Vielzahl neuer Brennereien — insbesondere 
Kartoffelgemeinschaftsbrennereien — verhindert. 

Gleichzeitig soll aber die Möglichkeit zur Zusam- 
menlegung von Brennereien und die Übertragung 
von Brennrechten erweitert und erleichtert werden, 
um die Bildung wirtschaftlich rentabler und im Ge- 
meinsamen Markt wettbewerbsfähiger Betriebsgrö- 
ßen zu fördern ohne die Summe der Brennrechte zu 
erhöhen. Als ergänzende Maßnahme soll die Ge- 
währung von Stillegungsbeihilfen für Kleinbetriebe 
(§ 117 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
auch auf landwirtschaftliche Brennereien ausgedehnt 
werden. 

Der zusätzlich entstehende Kostenaufwand für die 
Stillegung von landwirtschaftlichen Brennereien wird 
auf etwa 1 Million DM geschätzt und soll aus Ein- 
nahmen der Bundesmonopolverwaltung bestritten 
werden. Diesem Mehraufwand steht allerdings eine 
zur Zeit noch nicht abschätzbare Kostenersparnis ge- 
genüber, die sich aus der Einschränkung der Brenn- 
rechtsveranlagung und der damit verbundenen ge- 
ringeren Kostenbelastung der Bundesmonopolver- 
waltung (geringerer Durchschnittsüb emahmepreis je 
Hektoliter Weingeist) ergibt. 


B. Im besonderen 
Zu Artikel 1 Abs. 2 

Auf die Veranlagung von Brennereien, die Obst- 
stoffe (§ 27 des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol — BranntwMonG — ) verarbeiten, kann im Hin- 
blick auf die geringe Bedeutung, die dem Brennrecht 
einer Obstbrennerei zukommt, verzichtet werden. 
Dies gilt auch für die Nachveranlagung bestehender 
Obstbrennereien. Dagegen ist die Nachveranlagung 
landwirtschaftlicher Brennereien ohne Einschrän- 
kung möglich. 

Zu Artikel 1 Abs. 3 

Diese Vorschrift soll die monopol wirtschaftlich un- 
erwünschte Folge verhindern, daß landwirtschaft- 
liche Betriebe, die Brennereigüter einer Kartoffel- 
gemeinschaftsbrennerei sind, durch Ausgliederung 
eines Teils ihrer landwirtschaftlichen Nutzfläche die 
Möglichkeit schaffen, sich indirekt an weiteren Bren- 
nereien zu beteiligen. 
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Zu Artikel 1 Abs. 4 

Das für die Veranlagung von Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien vorgesehene vereinfachte Verfahren 
auf Grund von § 33 a Abs. 1 BranntwMonG hat sich 
bei der außerordentlichen Veranlagung dieser Bren- 
nereien in den Jahren 1968 und 1969 bewährt. Da- 
gegen ist das für andere Brennereien vorgesehene 
Veranlagungs verfahren (§§ 19 ff. Brennereiordnung) 
umständlich und zeitraubend. 

Zur Verwaltungsvereinfachung sollen deshalb auch 
andere Brennereien als Kartoffelgemeinschaftsbren- 
nereien anhand fester Bemessungsmaßstäbe nach 
einem vereinfachten Verfahren zum Brennrecht ver- 
anlagt werden. 

Zu Artikel 1 Abs. 5 

Die Kartoffelgemeinschaftsbrennerei wurde durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol vom 12. Januar 1967 mit der 
Zielsetzung geschaffen, die Struktur landwirtschaft- 
licher Betriebe zu verbessern. Diesem Umstand trägt 
die Ausnahmeregelung des Absatzes 5 Rechnung. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten entscheidet in einem besonderen An- 
erkennungsverfahren, das nicht mit der Anerken- 
nung des betriebswirtschaftlichen Bedürfnisses nach 
§ 33 a BranntwMonG gleichzusetzen ist, welche Bren- 
nereien über die Ausnahme regelung zum Brennrecht 
veranlagt werden können. Das Veranlagungsver- 
fahren führt die zuständige Oberfinanzdirektion 
durch. 


Zu Artikel 2 

Die mit dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol vom 12. Januar 1967 ge- 
schaffenen befristeten Möglichkeiten zur Zusammen- 
legung von Brennereien und Übertragung von 
Brennrechten werden um zwei Jahre verlängert, um 
die angestrebten Strukturverbesserungen zu errei- 
chen. Aus dem gleichen Grund werden die Höchst- 
grenzen, bis zu denen Brennrechte übertragen wer- 
den können, neu festgesetzt. Dabei soll von der gel- 
tenden Regelung abgesehen werden, nur die Wein- 
geistmenge zu übertragen, die im Durchschnitt der 
letzten zehn Betriebsjahre jährlich erzeugt worden 
ist. Es wird auch auf die obligatorische Kürzung des 
übertragenen Brennrechts um 10 Vo verzichtet. Fer- 
ner wird die für landwirtschaftliche Brennereien gel- 
tende Einschränkung aufgehoben, daß bei Übertra- 
gungen nicht mehr als vier Hektoliter Weingeist auf 
einen Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche ent- 
fallen dürfen. 

Zu Artikel 3 

Nummern 1, 3 bis 5 

Durch die neu einzufügenden §§ 26 a, 37 a und 42 
BranntwMonG soll ermöglicht werden, daß Stoffe, 


die Gegenstand einer Interventionsmaßnahme nach 
den Gemeinsamen Marktordnungsbestimmungen 
waren, ohne monopolrechtliche Nachteile verarbeitet 
werden dürfen. 

Zu Artikel 3 

Nummer 2 

§ 32 Abs. 3 BranntwMonG sieht vor, daß Abfin- 
dungsbrennereien, die in Verschlußbrennereien um- 
gewandelt werden, unabhängig vom 10- Jahresturnus 
der Brennrechtsveranlagung ein Brennrecht erhalten 
können. Da eine ständige Veranlagungsmöglichkeit 
von Kleinbetrieben der angestrebten Strukturver- 
besserung entgegensteht, weil damit unrentable Be- 
triebsgrößen gefördert werden, soll Absatz 3 ge- 
strichen werden. 

Zu Artikel 3 

Nummern 6 und 7 

Durch Rationalisierungsmaßnahmen der Deutschen 
Bundesbahn im Stückgutverkehr wurde ca. 2000 
Stückgutbahnhöfen die Abfertigungsbefugnis ent- 
zogen. Die verbliebenen Stückgutbahnhöfe liegen 
zum Teil von den Brennereien erheblich weiter ent- 
fernt, als dies bisher der Fall war. Es kann den 
Brennereibesitzern deshalb nicht mehr zugemutet 
werden, den für die Bundesmonopolverwaltung be- 
stimmten Branntwein ohne Anspruch auf besonderes 
Entgelt zur nächsten Güterstelle der Deutschen Bun- 
desbahn zu befördern. 

Zu Artikel 3 

Nummer 8 

Der Betriebsstillegung nach § 117 BranntwMonG 
kommt bei der beabsichtigten Strukturverbesserung 
künftig eine erhöhte Bedeutung zu. Die Beihilfesätze 
für die Abmeldung von Brennereien waren bisher 
zu gering bemessen, um einen Anreiz zur Stillegung 
nicht mehr benötigter Brennereien zu geben. Diese 
Sätze sind deshalb verdoppelt worden. Außerdem 
wurde die landwirtschaftliche Verschlußbrennerei 
mit Brennrecht in den Kreis der beihilfeberechtigten 
Betriebe aufgenommen. 

Zu Artikel 3 

Nummer 9 

§ 154 Abs. 1 BranntwMonG bestimmt, daß für die 
Entstehung der Monopolausgleichschuld, den für die 
Bemessung maßgeblichen Zeitpunkt, die Person des 
Monopol aus gleichs Schuldners usw. die Vorschriften 
des Zollgesetzes sinngemäß gelten. Da diese Rege- 
lung auch dann anzuwenden ist, wenn kein Zoll zu 
erheben ist, besteht kein Grund, die Monopolaus- 
gleichschuld abweichend von der Entstehung der 
Zollschuld zu regeln. Dies gilt auch für Veredelungs- 
verkehre. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3298 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

In Artikel 1 Abs. 5 Satz 2 ist die Zahl „15 000" durch 
die Zahl „30 000" zu ersetzen. 


Begründung 

In Artikel 1 Abs. 1 des Entwurfs wird denjenigen 
landwirtschaftlichen Brennereien ein Brennrecht zu- 
gesprochen, die bis zum 31. März 1972 betriebsfähig 
hergerichtet sind. Das in Artikel 1 Abs. 5 vorge- 
sehene Ausnahmekontingent von 15 000 hl Wein- 
geist reicht nicht aus, um innerhalb des Bundes- 
gebietes eine ausgewogene Brennrechtsverteilung 
zu gewährleisten. Die Aufstockung des Ausnahme- 
kontingents aut 30 000 hi Weingeist ist deshalb not- 
wendig. 
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Dnicksadie VI/3298 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt der Anregung des Bun- 
desrates in seiner Stellungnahme vom 3. März 1972 
(Anlage 2), das in Artikel 1 Abs. 5 des Gesetzent- 
wurfs vorgesehene Kontingent auf 30 000 Hektoliter 
Weingeist aufzustocken, unter Zurückstellung von 
Bedenken zu. 
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